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Geſetzhlatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 48 Ausgegeben Danzig, den 30. Juni 1923 


Inhalt. Körperſchaftsſteuergeſetz (S. 703). — Grundwechſelſteuergeſetz (©. 707). 


233 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Körperſchaftsſteuergeſetz. 
Vom 26. 6. 1923. 
§ 1. 

Der Körperſchaſtsſteuer unterliegen mit ihrem Einkommen alle rechtsfähigen und nichtrechtsfähigen 
Perſonenvereinigungen mit wirtſchaftlichem Geſchäftsbetrieb, deren Zweck die Erzielung wirtſchaftlicher 
Vorteile für ſich oder ihre Mitglieder iſt (Erwerbsgeſellſchaften), ſoweit ihr Einkommen nicht unmittelbar 
nach dieſem Geſetz oder nach dem Einkommenſteuergeſetz bei einem anderen Steuerpflichtigen ſteuerbar 
iſt, insbeſondere Aktiengeſellſchaften, Kommanditgeſellſchaften auf Aktien, Geſellſchaften mit beſchränkter 
Haftung. 

Liegt der Sitz und der Ort der Leitung im Ausland, ſo beſchränkt ſich die Steuerpflicht auf 
das Einkommen aus inländiſchem Grundbeſitz und aus einem Gewerbebetrieb, für den im Inland eine 
Betriebsſtätte unterhalten wird oder ein ſtändiger Vertreter beſtellt iſt. 


8 2. 
Von der ne ſind befreit, ſoweit ſich der Sitz und der Ort der Leitung im 
Inland befindet: 
1. die öffentlichen oder dem öffentlichen Verkehr dienenden Sparkaſſen, wenn fte fi) auf die 
Pflege des eigentlichen Sparkaſſenverkehrs beſchränken, 
2. Erwerbs- und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften, die einem Reviſionsverbande angehören, wenn der 
Geſchäftsbetrieb ſich auf den Kreis der Mitglieder beſchränkt, 
3. Verſicherungsvereine auf Gegenſeitigkeit, wenn ſie nur Mitglieder verſichern. 
Der Senat ijt berechtigt, weiteren Erwerbsgeſellſchaften Steuerfreiheit zu gewähren. 
§ 3. 
Die §§ 4, 5, 7 bis 12 und 42 bis 44 des Einkommenſteuergeſetzes vom 29. Dezember 1922 
(Geſetzbl. S. 587) Anden entſprechende Anwendung. 
8 4. 
Als ſteuerbares Einkommen gelten nicht: 


1. Einkünfte, die nach der Satzung ausſchließlich gemeinnützigen oder mildtätigen Zwecken zu⸗ 
gewendet werden, falls die Verwendung zu ſolchen Zwecken ſichergeſtellt und eine er 
Zweckbeſtimmung vom Landesſteueramt beſonders anerkannt ift, 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 8. 7. 1923). 
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bei Verſicherungsgeſellſchaften, die zu Rücklagen für Leiſtungen aus Verſicherung erforderlichen 


Beträge, 1 

die auf Grund der Jahresabſchlüſſe an Mitglieder des Vorſtandes und des Aufſichtsrats, an 
Angeſtellte und Arbeiter als Entſchädigung oder Belohnung für ihre Tätigkeit gewährten 
Vergütungen jeder Art, 

4. bei Kommanditgeſellſchaften auf Aktien der Teil des Gewinns, der an perſönlich haftende 
Geſellſchafter auf ihre nicht auf das Stammkapital gemachten Einlagen als Vergütung 
(Tantieme) verteilt wird, \ 

5. bei Steuerpflichtigen, die nachweislich feit Beginn des der Veranlagung zugrunde gelegten 
1 Geſchäftsjahres mindeſtens ein Fünftel der geſamten Aktien, Kuxe, Anteile und Genußſcheine 
einer anderen Erwerbsgeſellſchaft beſitzen, die hierauf entfallenden Gewinnanteile jeder Art, 

6. Steuern und Umlagen auf öffentlich-rechtlicher Grundlage, Beiträge der Mitglieder von 

Berſonenvereinigungen, ſowie geſellſchaftliche und genoſſenſchaftliche Einlagen. 


Von dem Geſamtbetrag der Einkünfte ſind abzuziehen: 

1. Zuwendungen an Unterſtützungs⸗, Wohlfahrts- und Penſionskaſſen des Betriebs, wenn die 

dauernde Verwendung für die Zwecke der Kaſſen geſichert iſt, 

2. die zur Deckung von Unterbilanzen früherer Geſchäftsjahre eingeſtellten Beträge. 

Nicht abgezogen werden darf die auf das der Veranlagung zu Grunde liegende Geſchäftsjahr 
entfallende Körperſchaſtsſteuer. 

Die Steuer beträgt 15 v. H. des ſteuerbaren Einkommens. 

Zu der Steuer nach Abſ. 1 wird ein Zuſchlag erhoben, deſſen Höhe fic) nach den Beträgen 
richtet, die als Gewinnanteile irgendwelcher Art für das der Steuerberechnung zu Grunde zu legende 
Wirtſchaftsjahr verteilt werden. 

Der Zuſchlag beträgt 10 v. H. der ausgeſchütteten Gewinne, wenn die Summe der verteilten 
Gewinne im Jahre 50 v. H. des Nennwertes der Geſchäftsanteile nicht überſteigt. 

Der Zuſchlag beträgt 12 v. H. der ausgeſchütteten Gewinne, wenn die Summe der verteilten 
Gewinne im Jahre höher iſt, als 50 v. H. des Nennwertes der Geſchäftsanteile, aber 100 v. H. 
nicht überſteigt. 

Der Zuſchlag beträgt 15 v. H. der ausgeſchütteten Gewinne, wenn die Summe der verteilten 
Gewinne im Jahre höher iſt als 100 v. H. der Geſchäftsanteile. 

Von der Erhebung des Zuſchlages kann das Steueramt auf Antrag des Steuerpflichtigen 
abſehen, wenn die Summe der verteilten Gewinne im Jahre 10 v. H. des Nennwertes der Geſchäfts— 
anteile nicht überſteigt. 

Bei ausländiſchen Erwerbsgeſellſchaften (§ 1 Abſ. 2) unterliegt dem Zuſchlag nach Abſ. 2 der 
Teil der ausgeſchütteten Gewinnanteile, der verhältnismäßig auf das inländiſche Grundvermögen und 
den inländiſchen Gewerbebetrieb entfällt. 


8 


Im Fall der Auflöſung einer Erwerbsgeſellſchaft iſt dem letzten Betriebsergebnis der Betrag 
zuzurechnen, um den das zur Verteilung kommende Vermögen das Grund- oder Stammkapital oder die 
Summe der Einlagen überſteigt, ſoweit nicht von dieſem Betrag ſchon Körperſchafts⸗ oder Einkommen⸗ 
ſteuer erhoben ijt, oder er nicht aus ſteuerfreien Vermögenszugängen ſtammt. Dies gilt entſprechend in 
dem Fall, daß das Vermögen einer Erwerbsgeſellſchaft ohne Auseinanderſetzung auf einen anderen 
übergeht, von dem das Grund- oder Stammkapital oder die Einlagen überſteigenden Wert der 
Gegenleiſtung. 


Die Vorſchrift des Abs. 1 Satz 2 findet feine Anwendung, 
geſellſchaft als Ganzes mit oder ohne Auseinanderſetzung auf eine inländiſche andere Erwerbsgeſellſchaft 
übertragen wird. 

§ 8. 

Wird der Sitz und der Ort der Leiſtung einer Erwerbsgeſellſchaft ins Ausland verlegt, fo 
findet § 7 Abſ. 1 ſinngemäß Anwendung. An die Stelle des zur Verteilung kommenden Vermögens 
tritt der gemeine Wert des vorhandenen Vermögens. Die Steuer bleibt zu dem Betrag unerhoben, 
der dem Verhältnis des im Inland verbliebenen Grund- und Betriebsvermögens zum geſamten Ver- 
mögen der Geſellſchaft entſpricht. 2 
Für die Steuerberechnung wird das ſteuerpflichtige Einkommen auf volle Tauſend nach unten 
abgerundet. f 5 
§ 10. 0 4 

Der Maßſtab der Beſteuerung bildet das Einkommen des Wirtſchaftsjahres (Geſchüftsjahres), 
das der Steuerpflichtige angenommen hat, in Ermangelung eines ſolchen das Einkommen des Kalender⸗ 
jahres. Das Geſchäftsjahr muß für das geſamte Einkommen einheitlich ſein; ſeine Ergebniſſe ſind in 
einheitlicher Rechnung zuſammenzufaſſen. 

Die Reihenfolge der Geſchäftsjahre darf nicht unterbrochen werden. 


§ 11. 
Die Veranlagung erfolgt nach Ablauf des maßgebenden Geſchäfts⸗ oder Kalenderjahres. Erliſcht 
die Steuerpflicht, ſo erfolgt die Veranlagung nach ihrem Erlöſchen. 
§ 12. 


Nit das Geſchäftsjahr kürzer als 12 Monate, jo werden die tatſächlichen Ergebniſſe des kürzeren 
Zeitraums der Beſteuerung zu Grunde gelegt. Das Gleiche gilt, wenn bei Beendigung der Steuerpflicht 
ein Geſchäftsjahr von 12 Monaten oder das maßgebende Kalenderjahr noch nicht abgelaufen iſt. 


§ 13. 


Iſt 12 Monate nach Beginn der Steuerpflicht oder nach Ablauf des letzten der Beſteuerung zu 
Grunde gelegten Geſchäftsjahres ein neues Geſchäftsjahr noch nicht abgeſchloſſen, jo find die Ergebniſſe 
des bis dahin abgelaufenen Zeitraumes der Beſteuerung zu Grunde zu legen. 5 

§ 14. 

Eine Veranlagung hat auch ſtattzufinden: . 

1. bei Umwandlung eines Steuerpflichtigen (§ 1) in einen anderen Steuerpflichtigen, 

2. beim Übergang von der beſchränkten zur unbeſchränkten und beim Übergang von der un⸗ 

beſchränkten zur beſchränkten Steuerpflicht. g > 


8 15. 


Die Steuerpflichtigen ſind nach Maßgabe der Ausführungsbeſtimmungen zur Abgabe einer 
Steuererklärung verpflichtet. 
: Leiſtet der Steuerpflichtige einer beſonderen Aufforderung zur Abgabe der Steuererklärung 
innerhalb der ihm vom Steueramt geſetzten Friſt keine Folge, ſo iſt das Steueramt befugt, das 
Einkommen des der Beſteuerung zu Grunde zu legenden Wirtſchaftsjahres zu ſchätzen. 


8 16. . 
Wenn die Steuerpflicht neu entſteht oder erliſcht, jo hat der Steuerpflichtige von der ein⸗ 


getretenen Veränderung dem Steueramt nach näherer Anordnung des Steueramts alsbald Anzeige zu machen. Be 


wenn das Vermögen einer Erwerbs 


2 
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Über die zu entrichtende Steuer erteilt das Steueramt dem Steuerpflichtigen einen ſchriftlichen 
Steuerbeſcheid. 


§ 18. 

Die Steuer iſt binnen 2 Wochen nach Empfang des Steuerbeſcheids zu entrichten, ſoweit ſie 
nicht durch Vorauszahlungen (§ 19) gedeckt iſt. ; x 
ag § 19. 

Be Als Vorauszahlungen auf die Steuerſchuld des laufenden Geſchäftsjahres hat der Steuer⸗ 
3 pflichtige 6 Monate nach dem letzten Geſchäftsabſchluß und bei Ablauf des Geſchäftsjahres ſelbſt jeweils 
1 die Hälfte der zuletzt feſtgeſetzten Steuerſchuld zu entrichten. Liegt der Verdacht der Steuerhinterziehung | 
vor, fo kann die Vorauszahlung gleichzeitig mit der nach 8 18 zuletzt feſtgeſtellten Steuerſchuld in voller a 
Höhe eingefordert werden. N 

Für das erſte Geſchäftsjahr iſt als Vorauszahlung die nach dem Gewerbeſteuergeſetz vom 
8. Mai 1923 (Geſetzbl. S. 563) gemäß § 26 feſtzuſtellende Mindeſtſteuer in 2 Raten und zwar 
6 Monate und 12 Monate nach Eröffnung des Betriebs bezw. bei Ablauf des erſten Geſchäftsjahres 
zu entrichten. N 

Erhöht ſich der körperſchaftsſteuerpflichtige Gewinn eines Steuerpflichtigen für ein Wirtſchafts⸗ 
(Geſchäfts⸗) jahr oder Kalenderjahr gegenüber dem zuletzt feſtgeſetzten körperſchaftsſteuerpflichtigen Gewinn | 
vorausſichtlich um mehr als ein Fünftel, jo können die gem. Abſ. 1 und 2 zu entrichtenden Voraus⸗ | 
zahlungen durch das Steueramt neu feſtgeſetzt werden. 

Im Fall einer auf das Fortſchreiten der Geldentwertung zurückzuführenden allgemeinen 
Steigerung des Arbeitseinkommens der Feſtbeſoldeten wird das Landesſteueramt ermächtigt, die Voraus⸗ 
zahlungen für die Geſamtheit der Steuerpflichtigen oder beſtimmte Kreiſe von ihnen durch öffentliche 
Bekanntmachungen in dem Maße der eingetretenen Erhöhung der durchſchnittlichen Arbeitseinkommen 
heraufzuſetzen. N . 

Macht ein Steuerpflichtige glaubhaft, daß ſich ſein körperſchaftsſteuerpflichtiger Gewinn für das 
laufende Wirtſchaft⸗ (Geſchäfts⸗) jahr oder Kalenderjahr gegenüber dem zuletzt feſtgeſtellten Gewinn 
vorausſichtlich um mehr als den fünften Teil niedriger berechnen wird, ſo iſt ihm auf Antrag der auf 
den wahrſcheinlichen Betrag der Verminderung des ſteuerbaren Einkommens entfallende Teil der Voraus⸗ 
zahlungen zu ſtunden. : J 

Die Vorſchrift des Abſatz 5 findet entſprechende Anweiſung, wenn im Fall der Heraufſetzung 
der Vorauszahlung nach Abſ. 4 ein Steuerpflichtiger glaubhaft macht, daß ſich der Gewinn nicht der 
erfolgten Herauſſetzung entſprechend vermehrt hat. 


8 20. 
Die Hinterziehung der Körperſchaftsſteuer wird mit einer Geldſtrafe bis zum zwanzigfachen 
Betrage der hinterzogenen Steuer beſtraft. Neben der Geldſtrafe kann auf Gefängnis erkannt werden. 
§ 21. 


Auf juriſtiſche Perſonen des bürgerlichen Rechts, nichtrechtsfähige Perſonenvereinigungen, An- 

falten und andere Zwecksvermögen, die keine Erwerbsgeſellſchaſten im Sinne des § 1 ſind, finden, ſoweit 
ihr Einkommen nicht unmittelbar nach dieſem Geſetz oder nach dem Einkommenſteuergeſetz bei einem 
anderen Steuerpflichtigen ſteuerbar iſt, die Vorſchriften dieſes Geſetzes ſinngemäß Anwendung. | 
In den Fällen des Abſ. 1 wird die Steuer nicht erhoben, wenn ſie geringer iſt als ein | 
Hundertſtel der nach den Vorſchriften des Einkommenſteuergeſetzes jeweils geltenden Steuereinheit. 
- 
| 
: 


§ 22. 
Die Ausführungsbeſtimmungen zu dieſem Geſetz erläßt der Senat. 


§ 23. = 
Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 8 
u Mit dieſem Tage wird das Körperſchaftsſteuergeſetz vom 18. Februar 1922 (Geſetzbl. S. 47) 


5 aufgehoben. f i 
Die erſte Veranlagung nach dieſem Geſetz erfolgt bei allen Körperſchaften für die nach dem 
31. März 1922 beendeten Geſchäftsjahre. 
+ Die Steuer nad § 6 Abſ. 2 wird erſtmalig nur von den Steuerpflichtigen erhoben, deren 
Geſchäftsjahr am 31. Dezember 1922 oder ſpäter endet. 

Als Vorauszahlungen gem. 8 19 ſind von Steuerpflichtigen, deren Geſchäftsjahr 12 Monate 

umfaßt, erſtmalig für das laufende bezw. für das bereits beendete Geſchäftsjahr 1922/23 zu leiſten: 

a) bei Steuerpflichtigen, deren Geſchäftsabſchluß in der Zeit vom 1. April 1922 bis 30. Juni 1922 
liegt, beide Raten nach Zuſtellung des erſten Steuerbeſcheids nach dieſem Geſetz, 

b) bei Steuerpflichtigen, deren Geſchäftsabſchluß in der Zeit vom 1. Juli 1922 bis 
31. Dezember 1922 liegt, die 1. Rate 2 Wochen nach Zuſtellung des erſten Steuerbeſcheids 
nach dieſem Geſetz, die 2. Rate am Tage des nächſten Geſchäftsabſchluſſes, 

c) bei Steuerpflichtige, deren Geſchäftsabſchluß in der Zeit vom 1. Januar bis 31. März 1923 liegt: 
die 1. Rate 6 Monate nach dem letzten Geſchäftsabſchluß, die 2. Rate am Tage des nächſten 
Geſchäftsabſchluſſes. f 

Bei Steuerpflichtigen, deren Geſchäftsjahr kürzer iſt als 12 Monate, iſt die Fälligkeit der erſten 

Vorauszahlung vom Steueramt unter Beachtung des § 19 beſonders feſtzuſetzen. : 

Sind Geſellſchaften nach den bisherigen Vorſchriften im Zugangsweg bereits auf Grund von 

Abſchlüſſen nach dem 30. März 1922 zur Körperſchaftsſteuer herangezogen, fo wird die ſ. Zeit ver- 
anlagte Steuer auf die nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes zu erhebende Steuer angerechnet. 

| Bei Körperſchaften, bei denen die Steuerpflicht vor Inkrafttreten dieſes Geſetzes erloſchen iſt, : 
wird eine Steuer nicht erhoben. 


Danzig, den 26. Juni 1993, 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Schwartz. 


234 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
| Grundwechſelſteuergeſetz. 
N Vom 26. Juni 1923. 
| : ¢ 1. 
Bei Rechtsgeſchäften, die den Übergang des Eigentums oder den Anſpruch auf Übertragung des 


Eigentums an inländiſchen Grundſtücken zum Gegenſtand haben, wird von dem Veräußerer und dem 
Erwerber eine Grundwechſelſteuer erhoben. i 


Der Grundwechſelſteuer unterliegen insbeſondere: 

1. Alle Rechtsgeſchäfte, durch die der Anſpruch auf Erwerb des Eigentums an einem Grundſtück 
begründet oder übertragen wird, 

2. alle Rechtsgeſchäfte, durch die der Anſpruch auf Abſchluß eines Eigentumsübertragungs⸗ 
geſchäfts im Sinn der Ziffer 1 begründet oder auf einen anderen übertragen wird, 

3 alle Rechtsvorgänge, durch die ein Eigentumserwerb an einem Grundſtück erfolgt, ohne daß 
ein ſteuerpflichtiges Rechtsgeſchäft der zu 1 genannten Art vorangegangen iſt, 


4. Rechtsvorgänge, die es ohne Übertragung des Eigentums einem anderen ermöglichen, über 3 


das Grundstück wie ein Eigentümer zu verfügen, 


en 
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5. Rechtsgeſchäfte, durch die jemand ermächtigt wird, ein Grundſtück ganz oder teilweiſe auf 
eigene Rechnung zu veräußern, 8 
die Übertragung von Rechten an dem Vermögen einer Geſellſchaft m. b. H., einer Kom⸗ 
manditgeſellſchaft, einer Gewerkſchaft, eingetragenen Genoſſenſchaft, eines eingetragenen Ver⸗ 
‘aa eins oder einer offenen Handelsgeſellſchaft, ſoweit das Vermögen der Unternehmung aus 
ss Grundſtücken beſteht, wenn entweder der Zweck der Unternehmung die Verwertung von 
. Grundſtücken iſt, oder wenn die Unternehmung zu dem Zweck geſchaffen iſt, um die Grund— 


wechſelſteuer zu erſparen. 


oe § 2. a 
1 Die Vorſchriften dieſes Geſetzes finden ebenſo auf Grundſtücksteile ſowie auf Berechtigungen 
Anwendung, für welche die ſich auf Grundſtücke beziehenden Vorſchriften des bürgerlichen Rechtes gelten. 
5 Die Beſteuerung wird nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß ein nach dieſem Geſetz ſteuerpflichtiger 
& Rechtsvorgang durch einen anderen verdeckt wird. 
8 4. 


Von der Steuerpflicht befreit ſind: 

1. die Freie Stadt Danzig, 

2. ihre Gemeindeverbände und Gemeinden, wenn das veräußerte Grundſtück in ihrem Bee 
zirk liegt, ; : 

3. gemeinnützige Vereinigungen, die gemäß ihrer Satzung die innere Koloniſation, die Schaffung 
von Kleinſiedlungen oder die Errichtung von Heimſtätten oder Wohnungen für die minder⸗ 
bemittelten Klaſſen betreiben, falls fie den zur Verteilung gelangenden Reingewinn auf 
höchſtens 10 vom Hundert Verzinſung der Kapitaleinlagen beſchränken, den Mitgliedern, den 
Geſchäftsführern oder ſonſtigen Beteiligten auch nicht in anderer Form beſondere Vorteile 
gewähren, bei Ausloſung, Austritt eines Mitgliedes oder für den Fall der Auflöſung nicht 
mehr als den Nennwert ihrer Anteile zuſichern und bei der Auflöſung den etwaigen Reſt 
ihres Vermögens für die vorbezeichneten Zwecke beſtimmen. 

Die Befreiung ſteht dieſen Vereinigungen nur zu, wenn ihre Gemeinnützigkeit im Sinn dieſes 

Geſetzes vom Senat anerkannt iſt. : : 

In den Fällen, in denen zur Begründung oder Übertragung des Anſpruchs auf Erwerb des 
Eigentums oder des Anſpruchs auf Abſchluß eines Eigentumsübertragungsgeſchäfts außer der wirkſamen 
Beurkundung noch eine behördliche Genehmigung erforderlich iſt, iſt das Steueramt ermächtigt, ſeiner⸗ 
ſeits die erforderliche Entſcheidung über die Genehmigung herbeizuführen. 

Das Steueramt ijt im Falle des Abſ. 1 berechtigt, die Beibringung der für die Herbeiführung 

der Genehmigung erforderlichen Unterlagen von den Vertragsparteien im Wege des § 169 Steuer⸗ 
grundgeſetzes zu erzwingen. ‘ 


§ 6. ; 
Die Steuer wird von dem gemeinen Wert des Grundſtücks zur Zeit des ſteuerpflichtigen 
Br... Rechtsvorganges berechnet. 

Ra Der Wert von Maſchinen ſowie ſonſtiger Vorrichtungen aller Art, ſoweit ſie nach § 93 B. G. B. 

weſentliche Beſtandteile des Grundſtücks ſind, iſt mitzuberückſichtigen. 
hate 8 7. | 
Hit der Veräußerungspreis höher als der gemeine Wert des Grundſtücks, ſo tritt er an die 
Stelle des gemeinen Werts. 
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Der Veräußerungspreis beſtimmt ſich nach dem Geſamtbetrag der Gegenleiſtung, bei Verträgen 
über Leiſtung an Erfüllungs Statt nach dem Wert, zu dem dieſe Gegenſtände an Erfüllungs Statt 
angenommen find. Ift einem der Vertragsſchließenden ein Wahlrecht oder die Befugnis eingeräumt, 
innerhalb gewiſſer Grenzen den Umfang der Gegenleiſtung zu beſtimmen, fo ijt der höchſtmöglichſte 
1 Betrag der Gegenleiſtung maßgebend. 
| Ait bei genehmigungspflichtigen Grundſtücksübertragungen der Veräußerungspreis in ausländiſcher 
Währung oder in Goldmark vereinbart, ſo iſt der Veräußerungspreis nach den am Tage der Genehmigung 
des Vertrages geltenden Kurſen in deutſche Währung umzurechnen. 

§ 8. 

Dem baren Veräußerungspreis ſind hinzuzurechnen: 

a) die vom Erwerber übernommenen oder ihm ſonſt infolge der Veräußerung obliegenden 
Leiſtungen und die vorbehaltenen oder auf dem Grundſtück laſtenden Nutzungen. Die auf 
einem nicht privatrechtlichen Titel beruhenden Abgaben und Leiſtungen, die auf dem Grund» 
ſtück kraft Geſetzes laſten (gemeine Laſten), werden nicht mitgerechnet; 

b) der Betrag, der neben dem Kaufpreis für das Grundſtück mit Rückſicht auf das abzuſchließende 
oder abgeſchloſſene Rechtsgeſchäft gezahlt oder vereinbart iſt. Unerheblich iſt, ob die Zahlung 
an den Verkäufer oder einen Dritten erfolgt oder erfolgen ſoll, oder ob ſie zur Abfindung 
von Rechten und Anſprüchen dritter Perſonen hinſichtlich des Grundſtücks oder der Beſtand⸗ 
teile ſtattgefunden hat oder ſtattfinden Poll; insbeſondere auch der Betrag einer von dem 
Käufer an den Verkäufer gezahlten oder zu zahlenden Proviſion mit Ausnahme der orts⸗ 
üblichen Agentenproviſion oder eine den ortsüblichen Zinsſatz überſteigende Verzinſung des 
geſtundeten Kaufpreiſes oder eine ſonſtige Gegenleiſtung; 

c) der Betrag für weſentliche Beſtandteile des Grundſtücks im Sinn des § 93 B. G. B. und 
zwar auch dann, wenn ein getrennter Verkauf der weſentlichen Beſtandteile oder des Grund- 
ſtücks ſtattgefunden hat und wenn der Käufer der Beſtandteile und des Grundſtücks dieſelbe 
Perſon, der Ehegatte, der Vater, die Mutter oder das Kind des Käufers des Grundſtücks 
iſt oder ſonſt trotz des mehrfachen Verkaufs ein wirtſchaftlicher Zuſammenhang zwiſchen 
beiden Rechtsgeſchäften beſteht. 
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§ 9. 

Sind mit dem Grundſtück Beſtandteile oder Zubehör mitveräußert, oder findet in ſinngemäßer 
Anwendung des § 8 Ziffer e ein getrennter Verkauf der Beſtandteile oder des Zubehörs einerſeits und 
des Grundſtücks andererſeits jtatt, jo ijt ſeitens des Steuerpflichtigen dem Steueramt ein Verzeichnis 
mit Angabe des Wertes der Beſtandteile und des Zubehörs einzureichen. Wenn die Ermittelungen 
ergeben, daß der Veräußerungspreis für den unweſentlichen Beſtandteil und für das Zubehör nicht im 

angemeſſenen Verhältnis zu dem Beräußerungspreis für das Grundſtück ſteht, ſo iſt das Steueramt 

(berechtigt, den den angemeſſenen Wert der unweſentlichen Beſtandteile und des Zubehörs überſteigenden 
Teil des Veräußerungspreiſes dem Veräußerungspreis für das Grundſtück hinzuzurechnen. 
§ 10. 

Bei dem Übergang im Wege der Zwangsverſteigerung tritt an die Sele des Veräußerungs- 
preiſes (§ 7) der Betrag des Meiſtgebots, zu dem der Zuſchlag erteilt wird, unter Hinzurechnung der 
vom Erſteher übernommenen Leiſtungen. Dabei tritt im Falle der Abtretung der Rechte aus dem 
Meiſtgebot und der Erklärung des Meiſtbietenden, daß er für einen anderen geboten habe, an die Stelle 
des Meiſtgebots der Wert der Gegenleiſtung, wenn dieſe höher iſt als das Meiſtgebot. 

Die $$ 8 und 9 finden entſprechende Anwendung. 

i 8 11. 

Iſt das Grundſtück in der Zwangsverſteigerung von einem Hypotheken, Grundſchuld⸗, Renten ⸗ 

ſchuld- oder Reallaſtgläubiger erworben worden, jo hat das Steueramt auf Antrag des Steuerſchuldners 
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zu beſtimmen, daß die Steuer nur von dem Teil des gemeinen Werts des Grundſtücks oder des Meiſt⸗ 
gebots erhoben wird, welcher den Geſamtbetrag der Forderungen des Erwerbers und der dieſer vor⸗ 
gehenden gleichartigen Forderung einſchließlich aller bereits fälligen Zinſen überſteigt, ſofern: 

1. ſich aus den Umſtänden ergibt, daß der Erwerb des Grundſtücks erfolgte, um die Hypothek, 
Grundſchuld, Rentenſchuld oder Reallaſt zu retten und kein Anhalt beſteht, daß der Erwerber 
ſich die Hypothek, Grundſchuld, Rentenſchuld oder Reallaſt zur Erſparung von Abgaben bei 
dem beabſichtigten Erwerb des Grundſtücks habe beſtellen oder abtreten laſſen, und 

2. die Hypothek, Grundſchuld, Rentenſchuld oder Reallaſt dem Erwerber bereits ſeit einem 
Jahre vor der erſten Beſchlagnahme des Grundſtücks zuſtand. Dabei iſt die Zeit, in der 
die Hypothek, Grundſchuld, Rentenſchuld oder Reallaſt einem Erblaſſer des Erwerbers oder 
ſeines Ehegatten zuſtand, dieſem anzurechnen und ferner - 

3. entweder das Meiſtgebot oder der Geſamtbetrag in vorſtehendem Sinne mindeſtens achtzig 
vom Hundert des gemeinen Werts des Grundſtücks beträgt. 

Entſprechendes gilt beim Erwerb durch einen Bürgen für die im Abſatz 1 genannten Schuld⸗ 

verhältniſſe. 
§ 12. 

Geht ein Grundſtück, das mehreren zur geſamten Hand gehört, an einen oder mehrere Mit. 
berechtigten über, ſo wird die Steuer ſo berechnet, als ob die Beteiligten nach Bruchteilen berechtigt 

wären; der Bruchteil der Erwerber bleibt unberückſichtigt. Die Höhe der Bruchteile iſt nach den Anteilen 
zu beſtimmen, zu denen die Beteiligten an dem Vermögen zur geſamten Hand berechtigt ſind, oder nach 
dem Verhältnis deſſen, was ihnen bei Auflöſung der Gemeinſchaft zufallen würde. 

Abſatz 1 gilt inſofern nicht, als die Anteilsberechtigung des Erwerbers, oder wenn die Erben 
eines Mitberechtigten oder Geſellſchafters Erwerber ſind, die Anteilsberechtigung des Erblaſſers nach dem 
Inkrafttreten dieſes Geſetzes durch den Erwerb von Anteilen anderer Mitberechtigter oder Geſellſchafter 
mittels Rechtsgeſchäfts unter Lebenden begründet worden iſt. 

Die Vorſchrift des Abſ. 1 gilt ſinngemäß, wenn eine Gemeinſchaft zur geſamten Hand ein Grund- 
ſtück von einem Mitberechtigten erwirbt. Der nach Abſ. 1 zu ermittelnde Anteil des Veräußerers bleibt 
unberückſichtigt. 

i § 13. 
Beim Tauſch von Grundſtücken iſt die Steuer für jedes Grundſtück geſondert zu berechnen. 


§ 14. 
Die Steuer beträgt für den Erwerber und den Veräußerer je 10 vom Hundert des gemeinen 
Wertes des Grundſtücks oder des an ſeine Stelle tretenden Betrages. 
Die vom Veräußerer zu tragende Abgabe ermäßigt ſich bei einer Beſitzdauer von mehr als 
10 Jahren auf 5% des nach Abſ. 1 ſteuerpflichtigen Betrags und bleibt im Fall einer Beſitzdauer von 
mehr als 20 Jahren unerhoben. 
Die vom Veräußerer zu tragende Abgabe erhöht ſich auf 15% bei einer Beſitzdauer von weniger 
als 1 Jahr. 5 b § 15. 
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Als Beſitzdauer im Sinn des § 14 Abſ. 2 und 3 gilt der zwiſchen der letzten Veräußerung und 

dem vorangegangenen nach den Beſtimmungen dieſes Geſetzes zur Steuer heranzuziehenden Rechts- 
vorgange liegende Zeitabſchnitt. er 

Erwerber und Veräußerer haften für die nach S 14 zu zahlenden Steuern als Geſamtſchuldner. 

Im Zwangsverſteigerungs⸗ und Enteignungsverfahren kann die vom Erwerber zu tragende Abgabe von 

demjenigen, gegen den ſich das Verfahren richiet, nicht gefordert werden. Für die nach § 14 zu zahlenden 

Steuern haftet ſtets das veräußerte Grundſtück, und zwar in dem Stande, in dem es ſich zur Zeit des 

Abſchluſſes des nach § 1 ſteuerpflichtigen Rechtsvorgangs befindet. 


Auf ning des Steueramtes if eine Sienmngehypotet t in das Grundbuch des vest 
Grundſtücks einzutragen. 

§ 17. 

Die Eintragung des Erwerbers als Eigentümer in das Grundbuch darf erſt ftattfinden, wenn 
das Grundbuchamt eine amtliche Beſcheinigung erhalten hat, daß die nach § 14 zu zahlenden Steuern 
entrichtet oder ſichergeſtellt ſind und daß von der Ausübung des Vorkaufsrechts nach § 24 kein Gebrauch 
gemacht wird. 

Das nähere bezüglich der Ausſtellung der amtlichen Meccheimigung regeln die Ausführungs⸗ 
beſtimmungen. a 

§ 18. 

Die nach § 14 gu zahlenden Steuern werden zu %/, erlafjen bezw. erſtattet: 

1. bei Nichtigkeit, Aufhebung oder Rückgängigmachung des Rechtsgeſchäfts, 

2. bei Nichtigkeit der Auflaſſung oder des ſonſtigen, den Eigentumsübergang begründenden 

Rechtsvorganges, 
3. bei Rückübertragung des Eigentums infolge Nichterfüllung der Vertragsbedingungen des 
Veräußerungsgeſchäfts, 

4. bei Rückübertragung des Eigentums innerhalb eines Jahres ſeit der Veräußerung, 
es ſei denn, daß in dieſen Fällen die Abſicht vorliegt, die Grundwechſelſteuer zu hinterziehen. 

Der Anſpruch erliſcht in einem Jahr ſeit Begründung der Steuerpflicht. 


8 19. 


Die nach § 14 zu veranlagenden Steuern werden nicht erhoben: 

a) beim Erwerb durch einen Ehegatten von dem andern Ehegatten, 

b) beim Erwerb durch Abkömmlinge von den Eltern, Großeltern und entfernteren Voreltern, 

c) wenn der Erwerber auf Grund des Erbſchaftsſteuergeſetzes vom 10. September 1919 Geichs⸗ 
gejegblatt ©. 1543) ſteuerpflichtig ift, 

d) wenn im Falle des § 12, ohne daß ein Wechſel in der Perſon der Geſellſchafter eintritt, 
ſich der Anteil der einzelnen am Geſchäf tsgewinn oder Geſchäftsvermögen unweſentlich 
verſchiebt, 

e) beim Erwerb auf Grund von Verträgen, die zwiſchen Miterben zum Zwecke der Teilung der 
zum Nachlaß gehörigen Gegenſtände abgeſchloſſen worden ſind, ſowie beim Erwerb auf 
Grund eines Zuſchlages, der bei Verteilung im Wege der Verſteigerung einem Miterben 


erteilt iſt. 
§ 20. 


Die nad § 14 gu zahlenden Steuern bleiben vorläufig unerhoben, wenn ein unbebautes 
Grundſtück zum Zweck des Wohnungsbaues veräußert wird. Sie werden nachträglich für den erſten 
Verkauf erhoben, wenn die Bebauung dieſes Grundſtücks nicht innerhalb eines Jahres ſeit der Ver⸗ 
äußerung begonnen wird oder wenn eine Weiterveräußerung innerhalb 5 Jahren ſtattfindet. 


8 21. 
Iſt der Erwerber eines Grundſtücks eine der gemäß 8 4 von der Steuerpflicht befreiten Perſon, 


ſo kann beim Vorliegen beſonderer Härten auf Antrag der Steuerpflichtigen auch der vom Beräußerer 
nach 8 14 zu tragende Steueranteil unerhoben bleiben. Die Entſcheidung ſteht dem Landesſteueramt zu. 


§ 22. 

Die Grundbuchämter, Behörden und Gemeinden der Freien Stadt Danzig haben von allen 
Rechtsvorgängen, die amtlich zu ihrer Kenntnis gelangen, unverzüglich dem zuſtändigen Steueramt 
unter Überſendung einer Abſchrift der durch fie aufgenommenen Urkunde Mitteilung zu machen und jede 
zur Ermittelung und Erhebung der Abgaben zweckdienliche Hilfe zu leiſten. 
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st Die Notare haben von allen durch ſie beurkundeten Rechtsvorgängen über Veräußerungs⸗ 
geſchäfte von Grundſtücken einſchließlich der von ihnen beurkundeten mit der Grundſtücksübertragung im 
wirtſchaftlichen und rechtlichen Zuſammenhang ſtehenden Nebenabreden unverzüglich dem Steueramt 
unter Einreichung einer Abſchrift der aufgenommenen Urkunde Anzeige zu erſtatten. In dieſer Anzeige 
iſt ein Vermerk darüber aufzunehmen, ob die nach dem Geſetz betr. Genehmigung zum Erwerb von 
Grundſtücken vom 30. 12. 1922 (Gef. Bl. 1923 S. 1) erforderliche Genehmigung des Senats bereits 


nachgeſucht iſt. 
8 23. | 


BS. Jeder Steuerpflichtige ſowie deſſen Erben oder geſetzliche Vertreter ſind verpflichtet, dem Steuer⸗ 
1 amt in einer von dieſen zu beſtimmenden angemeſſenen Friſt und, falls eine Aufforderung nicht ergeht, 
Be nach Ablauf von 4 Wochen ſeit Begründung der Steuerpflicht eine Grundwechſelſteuererklärung nach 
vorgeſchriebenem Muſter einzureichen und auf Verlangen der Steuerbehörde über die Tatſachen, die für 
die Veranlagung von Bedeutung ſind, Auskunft zu geben, ſowie die in ihrem Beſitz befindlichen Urkunden 
vorzulegen. 8 

Das Steueramt ſetzt die Steuer feſt und erteilt dem Steuerpflichtigen einen ſchriftlichen Beſcheid. 


8 24. 

Die Steuerbehörde hat unverzüglich nach Eingang der Grundwechſelſteuererklärung die Ge- 
; meinde, in der das Grundſtück gelegen iſt, von der Erklärung in Kenntnis zu ſetzen. 
Fi Der Gemeinde ſteht das Vorkaufsrecht an ſämtlichen Grundſtücken ihres Bezirks zu den Be⸗ 
dingungen zu, die in der Grundwechſelſteuererklärung angegeben find. Die 88 504-511, 513 B. G. B. 
3 finden entſprechende Anwendung. Das Vorkaufsrecht der Gemeinde ruht, ſofern als Erwerber des 
Br Grundſtücks die Freie Stadt Danzig, ihre Gemeindeverbände oder eine der im § 4 bezeichneten gemei n⸗ 
nützigen Vereinigungen auftreten. 


8 25. N 
aa Die Steuer ift innerhalb einer Friſt von 2 Wochen nach der Bekanntgabe des Beſcheides zu 
oe. entrichten. 
* § 26. | 
Die Hinterziehung der Grundwechſelſteuer wird mit einer Geldſtrafe bis zum 20⸗fachen Betrage 
der hinterzogenen Steuer beſtraft. Es kann auch auf Gefängnis erkannt werden. 
f 9 27. | 
Von der zur Erhebung gelangenden Steuer erhält die Freie Stadt Danzig 5/10, die reſtlichen 
5/10 fallen: 
> a) an den Stadtkreis, falls das Grundſtück in einem Stadtkreis liegt, oder an die Gemeinde, 


meh falls es in einer der Gemeinden Oliva, Ohra, Tiegenhof oder Neuteich liegt, 

Er b) im übrigen an den Kreis, falls das Grundſtück in einem Gutsbezirk liegt, 

Se e) an den Kreis zu ¼ und an die Gemeinden zu °/,,, falls das Grundſtück in einer 
N Landgemeinde liegt. 

= § 28. 

1 Sämtliche auf Grund des 8 24 erzielten Gewinne der Gemeinden ſind zur Förderung des 


* Wohnungsbaues, insbeſondere der Kleinſiedlungen und der Heimſtätten, oder zur Erwerbung von 

a dauerndem Grundbeſitz zu verwenden. = 

Liegt das Grundjtii in mehreren Gemeinden, ſo hat zwiſchen den einzelnen Berechtigten eine 
Ei des ihnen zufallenden Betrags zu erfolgen. Als Maßſtab für die Verteilung dient einerſeits 
der Flächeninhalt und andererſeits der Wert der in den verſchiedenen anteilsberechtigten Gemeinden 
belegenen Grundſtücksteile. 8 . 
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Die Gemeinden find nicht Ferch ct guſchlige zu den 1 ihren a Bien Geſet zutefenden 


Beträgen zu erheben. 
§ 31. 


Die Ausführungsbeſtimmungen zu dieſem Geſetz erläßt der Senat. 
§ 32. 

N Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. Juni 1923 in Kraft. 
g § 20 dieſes Geſetzes findet auf das Grunderwerbſteuergeſetz vom 12. 9. 1919 (Reichsgeſetzbl. 
S. 1617) in der Faſſung der Verordnung vom 3. 5. 1920 (Staatsanz. S. 101) und auf das Wert⸗ 
zuwachsſteuergeſetz vom 21. 2. 1922 (Geſetzbl. S. 51) vom 1. Juli 1922 ab ſinngemäß Anwendung. 
| Das Grunderwerbſteuergeſetz vom 12. 9. 1919 in der Faſſung vom 3. 5. 1920 (Staatsanz. S. 101) 
und das Wertzuwachsſteuergeſetz vom 21. 2. 1922 (Geſetzbl. S. 51) treten am 1. Juni 1923 außer Kraft. 


Danzig, den 26. Juni 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Schwartz. 
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Schriftleitung: Büro des Senats der Freien Stadt Danzig. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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